
Musterantrag: Gewerkschafter*innen gegen
Krieg und Aufrüstung!

Vernetzung für kämpferische Gewerkschaften, 7. März 2022, Infomail 1181, 10. März 2022

Als aktiver Teil der Gewerkschaftsbewegung verurteilen wir den Angriff der russischen Armee auf
die Ukraine auf das Schärfste. Der Krieg bringt den Tod von vielen unschuldigen Zivilist*innen und
massive Zerstörung und Leid für die Arbeiter*innenklasse mit sich. Die Gefahr wächst, dass er in
unabsehbarem Maße eskaliert, mit furchtbaren Folgen für die Arbeiter*innen international.
Wirtschaftssanktionen werden bereits jetzt von der arbeitenden Bevölkerung in der EU und
Russland mit massiv steigenden Lebenshaltungskosten und wachsender Armut bezahlt.

Wir fordern

Ein Ende der russischen Militäroffensive: sofortiger Abzug der Truppen und ein Ende
der Bombardierungen!

Keine Waffenexporte aus Deutschland in den Krieg – keine Exportgenehmigung für
Waffen deutscher Herkunft aus Drittländern in den Krieg!

Keine Intervention der NATO! Nein zur NATO-Osterweiterung!

Insbesondere fordern wir unsere Gewerkschaft dazu auf, gemäß einer guten alten, aber
höchstaktuellen gewerkschaftlichen Tradition, sich gegen alle kriegsfördernden Maßnahmen zu
stellen, also:

gegen das 100 Milliarden Aufrüstungsprogramm der Bundesregierung und1.
gegen die Erhöhung des Wehretats auf 2 % des Bruttoinlandsprodukts.2.

Die Gewerkschaften müssen sich mit allen gewerkschaftlichen Mitteln, bis hin zum Streik gegen die
Umsetzung dieser Maßnahmen wehren, um sie zu verhindern!

Stattdessen ist es notwendig, dass sich die Gewerkschaften für massive Investitionen in die Bereiche
der öffentlichen Daseinsvorsorge (Bildung, Gesundheit, Umwelt usw.) und für die Unterstützung
aller Geflüchteten einsetzen.

Begründung:

Zu 1. Die Einrichtung eines Sonderetats von 100 Milliarden Euro zur Aufrüstung der Bundeswehr
wird über Neuverschuldung finanziert. Finanzminister Lindner hat klar gemacht, dass das von uns,
den Lohnabhängigen, bezahlt werden soll! Aufrüsten bedeutet Vorbereitung darauf, Krieg führen zu
können. Sie ist kein Mittel, Krieg zu verhindern, sondern führt nur zu weiterem Wettrüsten und zur
Eskalation bestehender Konflikte.

Zu 2. Die Erhöhung des laufenden Haushalts der Bundeswehr auf zwei Prozent des BIP wird die
Finanzierung in anderen Bereichen der Daseinsfürsorge wie dem Gesundheitswesen infrage stellen.

Es gibt eine große Solidarität mit der ukrainischen Bevölkerung in Deutschland, die von der
Bundesregierung genutzt wird, um ihren neuen außenpolitischen Kurs durchzusetzen. Damit üben
sie Druck auf die Gewerkschaften aus, ihre bisherigen antimilitaristischen Positionen aufzugeben
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und sind damit teilweise bereits erfolgreich. Inzwischen sprechen die Vorstände von ver.di und IGM
‒ wie auch der DGB ‒ von einer „Neubewertung der Situation“ und haben über Nacht Forderungen
wie ein Nein zu Waffenexporten fallengelassen. Es fehlt auch ein klares Nein zu dem gigantischen
Aufrüstungsprogramm.

Wir brauchen eine starke internationale Anti-Kriegsbewegung, maßgeblich angeführt von
Gewerkschaften – bis hin zu Mobilisierungen und notfalls Arbeitsniederlegungen (wie z.B. gegen
Waffen- und Truppentransporte wie Kolleg*innen in anderen Ländern es bereits in der
Vergangenheit gemacht haben)!


